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gelegten Reinigungsprogrammen die öffentlichen Straßen, 
Wege und Plätze zu reinigen.

Die Regelung der Anliegerpflichten in Ortssatzungen 
ist eine Form der verwaltungsrechtlichen Inanspruch­
nahme der Anlieger zur Durchführung von Maßnahmen 
der Straßenreinigung. Die Räte der Städte und Gemeinden 
sind dann für die Straßenreinigung verantwortlich, wenn 
diese Pflichten der Anlieger in Ortssatzungen oder ande­
ren Beschlüssen der örtlichen Volksvertretungen nicht ge­
regelt sind (i§§ 1 Abs. 1, 8 Abs. 1 der 3. DVO zum LKG). 
Aus gesamtstaatlichen Rechtsvorschriften ergeben sich 
keine Anliegerpflichten für die Straßenreinigung, die an 
Stelle örtlicher Regelungen in Ortssatzungen oder in an­
deren Beschlüssen der örtlichen Volksvertretungen ent­
sprechende Pflichten der Anlieger festlegen.

Kontrolle der Durchführung von Anliegerpflichten

Die Kontrolle der Durchführung der in Ortssatzungen fest­
gelegten Anliegerpflichten in bezug auf die Straßenreini­
gung bzw. die Durchsetzung dieser Pflichten — auch mit 
Sanktionen — ist in die Verantwortung der Räte der Städte 
und Gemeinden für die Straßenreinigung mit eingeschlos­
sen.

Die Räte organisieren den sozialistischen Wettbewerb 
„Schöner unsere Städte und Gemeinden — Mach mit!“ und 
unterstützen die Initiativen der Werktätigen zur Schaf­
fung von Bereichen der vorbildlichen Ordnung, Disziplin 
und Sicherheit, um so die «Aufgaben der Sauberhaltung 
in den Wohngebieten mit Hilfe aller Bürger immer besser 
zu erfüllen. Das schließt aber nicht aus, daß die Anlieger­
pflichten gegenüber säumigen Personen auch mit ord­
nungsrechtlichen Mitteln durchgesetzt werden können. 
Nach § 16 Abs. 1 der 3. DVO zum LKG kann mit Verweis 
oder Ordnungsstrafe von 10 bis 150 M belegt werden, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig seinen entsprechend § 8 Abs. 1 
der 3. DVO in den Ortssatzungen oder anderen Beschlüs­
sen der Volksvertretungen der Städte und Gemeinden 
näher bestimmten Anliegerpflichten für die Sauberhaltung 
öffentlicher Straßen, Wege und Plätze zuwiderhandelt. 
Diese Möglichkeiten einer staatlichen Reaktion auf die 
Verletzung von Anliegerpflichten sind ihrem Wesen nach 
verwaltungsrechtlicher Natur und entsprechen dem ver­
waltungsrechtlichen Charakter der Anliegerpflichten.

Anwendung von Ordnungsstrafbestimmungen 
bei Verletzung von Anliegerpflichten

Verletzen Eigentümer der an öffentlichen Straßen, Wegen 
und Plätzen gelegenen Grundstücke ihre Anliegerpflich­
ten, dann reagieren die Ordnungsstrafbefugten darauf nicht 
nur mit Belehrungen, sondern auch mit Ordnungsstrafen 
und wirken damit zugleich darauf hin, daß der Rechtsver­
letzer künftig die Anliegerpflichten gewissenhaft erfüllt.

Ordnungsstrafbefugte sind in diesen Fällen gemäß § 16 
Abs. 3 der 3. DVO zum LKG die Vorsitzenden oder die 
sachlich zuständigen hauptamtlichen Mitglieder der Räte 
der Städte, Stadtbezirke oder Gemeinden bzw. die Leiter 
der Dienststellen der Deutschen Volkspolizei.

Verwarnungen mit Ordnungsgeld dürfen bei gering­
fügigen Ordnungswidrigkeiten gemäß § 16 Abs. 1 und 2 der
3. DVO zum LKG auch die ermächtigten Mitarbeiter der 
örtlichen Räte oder die ermächtigten Angehörigen der 
Deutschen Volkspolizei oder in ihrem Verantwortungsbe­
reich die ermächtigten Angehörigen des Organs Feuerwehr 
aussprechen.

Werden Anliegerpflichten zur Sauberhaltung öffentli­
cher Straßen, Wege und Plätze im Anliegerbereich von 
Rechtsträgern von Volkseigentum (Betriebe oder Einrich­
tungen) verletzt, dann richtet sich die ordnungsrechtliche 
Verantwortlichkeit für die Rechtspflichtverletzung danach, 
wem diese Rechtspflichten übertragen worden sind.3 Nach 
§ 9 Abs. 3 OWG ist für die Verletzung der einer juristi­

schen Person in Ordnungsstrafbestimmungen auferlegten 
Rechtspflicht verantwortlich, wer für sie handelt oder nach 
Maßgabe des Statuts, der Arbeitsordnung oder anderer 
Festlegungen zu handeln verpflichtet ist. Begeht ein sol­
cher Bürger bei der Erfüllung oder durch Nichterfüllung 
der ihm übertragenen Aufgaben schuldhaft eine Ord­
nungswidrigkeit, so ist er ordnungsrechtlich verantwort­
lich.

Wird z. B. dem Hausmeister eines VEB nach der Ar­
beitsordnung auferlegt, den Gehweg, den Radweg und die 
Straße vor dem Betriebsgelände in dem Umfang zu reini­
gen, wie das die Ortssatzung vorsieht, und erfüllt er diese 
Aufgabe nicht, dann hat er seine Arbeitspflichten und zu­
gleich ordnungsrechtliche Pflichten verletzt. Er ist ord­
nungsrechtlich verantwortlich. In einem solchen Fall sollte 
jedoch geprüft werden, ob die wegen der gleichen Sache 
vom Betrieb geltend gemachte disziplinarische oder mate­
rielle Verantwortlichkeit oder die Anwendung anderer 
Erziehungsmaßnahmen geeigneter sind als die Ordnungs­
strafmaßnahmen (§ 22 Abs. 2 OWG).

Zur Förderung der Mitarbeit der Bevölkerung an der 
Straßenreinigung können die VEB Gebäudewirtschaft, die 
AWG und andere Anlieger gemäß § 8 Abs. 2 der 3. DVO 
zum LKG mit Hausgemeinschaften oder Bürgern Verträge 
zur Reinigung der Geh- und Radwege abschließen. Ein sol­
cher Vertrag bewirkt, daß der betreffende Bürger für die 
Verletzung der in Ortssatzungen festgelegten Anlieger­
pflichten verantwortlich gemacht werden kann, sofern er 
diese Pflichten schuldhaft verletzt. Der Bürger ist gemäß 
§ 9 Abs. 3 OWG verpflichtet, nach Maßgabe des Vertrages 
in bezug auf die Einhaltung der Anliegerpflichten für die 
juristische Person zu handeln. Verträge sind andere Fest­
legungen i. S. des § 9 Abs. 3 OWG, die zum entsprechenden 
Handeln verpflichten.

Verträge der Anlieger mit Hausgemeinschaften führen 
dagegen nicht zur ordnungsrechtlichen Verantwortlichkeit 
der Hausgemeinschaften, weil es nach dem OWG keine 
kollektive ordnungsrechtliche Verantwortlichkeit gibt.

Ein privater Hauseigentümer, der mit einem Bürger 
einen Vertrag abschließt, in dem sich dieser verpflichtet, 
die Straßenreinigung in dem in Ortssatzungen festgeleg­
ten Umfang vorzunehmen, kann sich bei einer Verletzung 
dieser vertraglichen Verpflichtungen durch den Bürger 
nicht auf § 9 Abs. 3 OWG berufen, um sich von ordnungs­
rechtlicher Verantwortlichkeit zu befreien. Das Ordnungs­
strafbefugte Organ hält sich an den Hauseigentümer. Die­
ser kann sich — gewissermaßen im Innenverhältnis — mit 
dem säumigen Vertragspartner auseinandersetzen.

Hat der Hauseigentümer hingegen einen Verwalter be­
stimmt, ist dieser nach § 8 Abs. 1 der 3. DVO zum LKG für 
die Reinigung der an dem Grundstück gelegenen öffentli­
chen Straßen, Wege und Plätze verantwortlich. 1 2 3
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